
 

  

S 26 AL 28/18

Sozialgerichtsbarkeit Bundesrepublik Deutschland

Land Freistaat Sachsen
Sozialgericht Sächsisches Landessozialgericht
Sachgebiet Arbeitslosenversicherung
Abteilung 3
Kategorie Beschluss
Bemerkung -
Rechtskraft -
Deskriptoren Arbeitsförderung

Auslegung
Ermessen
Familienheimfahrten für alleinstehende
Anspruchsberechtigte
Förderung aus dem Vermittlungsbudget
grundsätzliche Bedeutung einer
Rechtssache
Grundsicherung für Arbeitsuchende
Nichtzulassungsbeschwerde
sozialgerichtliches Verfahren

Leitsätze 1. § 44 SGB III ist für Leistungsberechtigte
nach dem SGB III nicht anders auszulegen
als für Leistungsberechtigte nach dem
SGB II.
2. In eine ermessenslenkende Weisung
zur Förderung aus dem
Vermittlungsbudget kann unter anderem
auch einfließen, dass zwar sowohl im
Recht der Arbeitsförderung als auch im
Recht der Grundsicherung für
Arbeitsuchenden in bestimmten Fällen ein
Förderbedarf bei der Anbahnung oder
Aufnahme einer versicherungspflichtigen
Beschäftigung in bestimmter Weise und
bestimmtem Umfang bestehen kann,
dass aber im Recht der Grundsicherung
für Arbeitsuchende stets auch ein
gesteigerter Förderbedarf bestehen kann,
der sich daraus ergibt, dass eine
Leistungsberechtigung nach dem SGB II
zwingend eine Hilfebedürftigkeit im Sinne
von § 7 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3, § 9 SGB II
voraussetzt.
3. Wenn alle sonstigen Voraussetzungen
für eine Förderung aus dem

                               1 / 8

https://dejure.org/gesetze/SGB_III/44.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_II/7.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_II/9.html


 

Vermittlungsbudget vorliegen, steht der
Umstand, dass der Betreffende
"alleinstehend" ist, einem Anspruch auf
Förderung nicht notwendigerweise im
Wege.

Normenkette § 144 Abs. 2 Nr. 1 SGG
§ 16 Abs. 1 Satz 2 Nr. 2 SGB II
§ 44 Abs. 1 Satz 1 SGB III
§ 7 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 SGB II

1. Instanz

Aktenzeichen S 26 AL 28/18
Datum 08.11.2019

2. Instanz

Aktenzeichen L 3 AL 15/20 NZB
Datum 06.08.2020

3. Instanz

Datum -

I. Die Beschwerde des KlÃ¤gers gegen die Nichtzulassung der Berufung im Urteil
des Sozialgerichts Leipzig vom 8. November 2019 wird zurÃ¼ckgewiesen.

II. Kosten sind im Beschwerdeverfahren nicht zu erstatten.

GrÃ¼nde:

I.

Der KlÃ¤ger wendet sich mit seiner Beschwerde gegen die Nichtzulassung der
Berufung im Urteil des Sozialgerichts Leipzig vom 8. November 2019.

Der seit dem 1. Juli 2017 arbeitslose KlÃ¤ger bewohnt in A â�¦ eine
Eigentumswohnung. Die hochbetagten Eltern des KlÃ¤gers wohnen ebenfalls in A
â�¦ In die vom KlÃ¤ger mit der Beklagten am 24. August 2017 abgeschlossene
Eingliederungsvereinbarung wurde als Ziel die Aufnahme einer
sozialversicherungspflichtigen TÃ¤tigkeit als Ingenieur durch regionale Stellensuche
im Umkreis von 50 km aufgenommen. Als Leistung der Beklagten wurde die
Finanzierung einer Probearbeit und die Ã�bernahme von Fahrkosten fÃ¼r ein
VorstellungsgesprÃ¤ch in die Vereinbarung aufgenommen.

Am 9. Oktober 2017 nahm der KlÃ¤ger ein ArbeitsverhÃ¤ltnis mit Arbeitsstelle in Y
â�¦ auf. Im Zusammenhang mit der Unterzeichnung des Arbeitsvertrages am 27.
September 2017 bzw. 29. September 2017 beantragte der KlÃ¤ger per E-Mail eine
UnterstÃ¼tzung durch Bezuschussung von Hotelkosten. Auf einen telefonischen
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Kontakt am 2. Oktober 2017 wurde ihm ein Antragsformular zugesandt. Der KlÃ¤ger
machte die FÃ¶rderung von Aufwendungen in HÃ¶he von insgesamt 956,50 EUR (=
37,00 EUR [fÃ¼r eine HotelÃ¼bernachtung] + 500,00 EUR [fÃ¼r getrennte
HaushaltsfÃ¼hrung fÃ¼r Miete Oktober/November zu je 250,00 EUR] + 419,50 EUR
[Fahrkosten fÃ¼r Eisenbahnfahrten]) geltend.

Mit Bescheid vom 11. Dezember 2017 bewilligte die Beklagte davon 389,15 EUR (=
37,00 EUR [fÃ¼r eine HotelÃ¼bernachtung] + 185,48 EUR [anteilig fÃ¼r Miete
Oktober] + 166,67 EUR [fÃ¼r Miete November]). Nach Einlegung eines
Widerspruchs am 20. Dezember 2017 bewilligte die Beklagte mit
Ã�nderungsbescheid vom 9. Januar 2018 auch Reisekosten der ersten Hinfahrt zum
Arbeitsort in HÃ¶he von 29,00 EUR. Die Ã�bernahme der weiter geltend gemachten
Fahrkosten (Wochenendheimfahrten) lehnte die Beklagte ab. Es handele sich nicht
um fÃ¼r die Arbeitsaufnahme notwendige Kosten.

Mit Widerspruchsbescheid vom 22. Januar 2018 wies die Beklagte im Ã�brigen den
Widerspruch zurÃ¼ck.

Die Klage vom 15. Februar 2018 hat das Sozialgericht mit Urteil vom 8. November
2019 abgewiesen. Auf die Bewilligung der vom KlÃ¤ger noch beanspruchten
FÃ¶rderung bestehe kein Anspruch. Zwingende Voraussetzung einer FÃ¶rderung
aus dem Vermittlungsbudget nach Â§ 44 des Sozialgesetzbuches Drittes Buch â��
ArbeitsfÃ¶rderung â�� (SGB III) sei, dass die FÃ¶rderung fÃ¼r die berufliche
Eingliederung notwendig sei (vgl. Â§ 44 Abs. 1 Satz 1 SGB III). Bei der
"Notwendigkeit" handle es sich um eine Tatbestandsvoraussetzung, die durch die
Gerichte voll Ã¼berprÃ¼fbar sei. Vorliegend sei von der Beklagten zutreffend
eingeschÃ¤tzt worden, dass wÃ¶chentliche Heimfahrten im Sinne einer engen
KausalitÃ¤t fÃ¼r den Arbeitsantritt und die Annahme des Arbeitsangebotes nicht
unverzichtbar gewesen seien. Die Notwendigkeit folge auch nicht daraus, dass der
KlÃ¤ger in der mÃ¼ndlichen Verhandlung angegeben habe, an den Wochenenden
seine betagten Eltern aufzusuchen und diese gelegentlich durch Reparaturen in der
Wohnung und EinkÃ¤ufe zu unterstÃ¼tzen. Aus dem Vortrag ergebe sich nicht,
dass ein bis zur ersten Gehaltszahlung grÃ¶Ã�erer Besuchsabstand fÃ¼r den
KlÃ¤ger oder seine Eltern, die sich noch selbst versorgen kÃ¶nnten, mit ernstlichen
und der Arbeitsaufnahme entgegenstehenden Nachteilen verbunden gewesen
wÃ¤re. Hierbei sei nicht maÃ�gebend, dass es im Interesse des KlÃ¤gers und seiner
Familie gelegen habe, einen engen Kontakt zu halten. Entscheidend sei vielmehr,
dass die Ã�bernahme von Fahrkosten fÃ¼r wÃ¶chentliche Heimfahrten nach A â�¦
keine zwingende Voraussetzung fÃ¼r die Aufnahme der neuen Arbeitsstelle
dargestellt habe. FÃ¼r die vom KlÃ¤ger behauptete telefonische Zusicherung
weiterer FÃ¶rderleistungen finde sich kein Beleg. Auch wÃ¤re die mÃ¼ndliche
Zusage eines Mitarbeiters der Sozialverwaltung nicht bindend, da eine Zusicherung
zu ihrer Wirksamkeit nach Â§ 34 Abs. 1 Satz 1 des Sozialgesetzbuches Zehntes
Buch â�� Sozialverwaltungsverfahren und Sozialdatenschutz â�� (SGB X) der
schriftlichen Form bedÃ¼rfe. Auch Ã¼ber die Eingliederungsvereinbarung habe sich
die Beklagte nicht weiter gebunden.

Gegen das laut Empfangsbekenntnis am 28. November 2019 zugestellte Urteil hat
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der KlÃ¤ger am 27. Januar 2020 Nichtzulassungsbeschwerde eingelegt und einen
Wiedereinsetzungsantrag gestellt. In der Sache macht der KlÃ¤ger eine
grundsÃ¤tzliche Bedeutung der Rechtssache geltend. Bei den LeistungstrÃ¤gern
nach dem Sozialgesetzbuch Zweites Buch â�� Grundsicherung fÃ¼r Arbeitsuchende
â�� (SGB II) gebe es ermessenslenkende Weisungen zum Vermittlungsbudget nach 
Â§ 44 SGB III, nach denen zumindest wÃ¤hrend der Probezeit und zumindest einmal
monatlich Kosten von Familienheimfahrten als angemessen und notwendig
angesehen wÃ¼rden. Vorliegend sei daher die Rechtsfrage von grundsÃ¤tzlicher
Bedeutung, "ob insoweit die Vorschrift des Â§ 44 SGB III fÃ¼r Leistungsberechtigte
nach dem SGB III anders auszulegen ist, als fÃ¼r Leistungsberechtigte nach dem
SGB II." Sollte diese Rechtsfrage bejaht werden, sei die weitere Rechtsfrage zu
beantworten, "ob Familienheimfahrten auch fÃ¼r alleinstehende
Anspruchsberechtigte nach Â§ 44 SGB III notwendig sein kÃ¶nnen."

Die Beklagte hat sich zur Beschwerde nicht geÃ¤uÃ�ert.

Wegen der Einzelheiten des Sach- und Streitstandes wird auf den Inhalt der
Gerichtsakten beider Instanzen verwiesen.

II.

1. Die Beschwerde gemÃ¤Ã� Â§ 145 Abs. 1 des Sozialgerichtsgesetzes (SGG) gegen
die Nichtzulassung der Berufung in der erstinstanzlichen Entscheidung ist zulÃ¤ssig,
insbesondere statthaft.

a) Wegen der nicht gewahrten Beschwerdefrist gewÃ¤hrt der Senat dem KlÃ¤ger
gemÃ¤Ã� Â§ 67 Abs. 1 SGG Wiedereinsetzung in den vorigen Stand. Der glaubhaft
gemachte Lebenssachverhalt zur fehlgeschlagenen Ã�bermittlung der
Beschwerdeschrift per Telefax und dem Abhandenkommen der Beschwerdeschrift
auf dem Postweg zeigt auf, dass die FristversÃ¤umnis nicht auf einer von der
ProzessbevollmÃ¤chtigten des KlÃ¤gers zu ver-tretenden Fehlorganisation des
Kanzleibetriebes beruht.

b) GemÃ¤Ã� Â§ 144 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 SGG bedarf die Berufung der Zulassung im
Urteil des Sozialgerichts oder auf Beschwerde durch Beschluss des
Landessozialgerichts, wenn der Wert des Beschwerdegegenstands bei einer Klage,
die eine Geld-, Dienst- oder Sachleistung oder einen hierauf gerichteten
Verwaltungsakt betrifft, 750,00 EUR nicht Ã¼bersteigt. Ein auf eine Geldleistung
gerichteter Verwaltungsakt ist nicht nur gegeben, wenn eine Leistung bewilligt wird,
sondern auch, wenn eine Leistung abgelehnt, entzogen, auferlegt, erlassen oder
gestundet wird (vgl. BSG, Urteil vom 19. Januar 1996 â�� 1 RK 18/95 â�� SozR
3-1500 Â§ 158 Nr. 1 = NZS 1997, 388 ff. = juris Rdnr. 18; Leitherer, in: Meyer-
Ladewig/Keller/Leitherer, Sozialgerichtsgesetz [11. Aufl., 2014], Â§ 144 Rdnr. 10a). 
Â§ 144 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 SGG gilt nicht, wenn die Berufung wiederkehrende oder
laufende Leistungen fÃ¼r mehr als ein Jahr betrifft (vgl. Â§ 144 Abs. 1 Satz 2 SGG).
Der KlÃ¤ger hat zuletzt beim Sozialgericht die Zahlung eines einmaligen Betrages in
HÃ¶he von 389,60 EUR als Leistung aus dem Vermittlungsbudget begehrt. Die
zulassungsfreie Be-rufung ist damit ersichtlich nicht gegeben. Die
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Nichtzulassungsbeschwerde ist das einschlÃ¤gige Rechtsmittel.

2. Die Nichtzulassungsbeschwerde ist jedoch nicht begrÃ¼ndet.

Nach Â§ 144 Abs. 2 SGG ist die Berufung zuzulassen, wenn die Rechtssache
grundsÃ¤tzliche Bedeutung hat (Nummer 1), das Urteil von einer Entscheidung des
Landessozialgerichts, des Bundessozialgerichts, des gemeinsamen Senats der
obersten GerichtshÃ¶fe des Bundes oder des Bundesverfassungsgerichts abweicht
und auf dieser Abweichung beruht (Nummer 2) oder ein an der Beurteilung des
Berufungsgerichts unterliegender Verfahrensmangel geltend gemacht wird und
vorliegt, auf dem die Entscheidung beruhen kann (Nummer 3).

Keiner dieser ZulassungsgrÃ¼nde ist gegeben.

a) Die Rechtssache besitzt keine grundsÃ¤tzliche Bedeutung.

Eine Rechtssache hat dann im Sinne von Â§ 144 Abs. 2 Nr. 1 SGG grundsÃ¤tzliche
Bedeutung, wenn die Streitsache eine bisher nicht geklÃ¤rte Rechtsfrage aufwirft,
deren KlÃ¤rung im allgemeinen Interesse liegt, um die Rechtseinheit zu erhalten
und die weitere Entwicklung des Rechts zu fÃ¶rdern. Ein Individualinteresse
genÃ¼gt hingegen nicht (vgl. Leitherer, a. a. O., Â§ 144 Rdnr. 28). Die
entscheidungserhebliche Rechtsfrage muss klÃ¤rungsbedÃ¼rftig und
klÃ¤rungsfÃ¤hig sein (vgl. BSG, Beschluss vom 16. November 1987 â�� 5b BJ
118/87 â�� SozR 1500 Â§ 160a Nr. 60 = juris Rdnr. 3; BSG, Beschluss vom 16.
Dezember 1993 â�� 7 BAr 126/93 â�� SozR 3-1500 Â§ 160a Nr. 16 = juris Rdnr. 6;
ferner Leitherer, a. a. O., Â§ 144 Rdnr. 28 f. und Â§ 160 Rdnr. 6 ff.).
KlÃ¤rungsbedÃ¼rftig ist eine Rechtsfrage dann nicht mehr, wenn sie schon
entschieden ist oder durch Auslegung des Gesetzes eindeutig beant-wortet werden
kann (vgl. BSG, Beschluss vom 30. September 1992 â�� 11 BAr 47/92 â�� SozR
3-4100 Â§ 111 Nr. 1 Satz 2 = juris Rdnr. 8). Zur KlÃ¤rungsbedÃ¼rftigkeit der Rechts-
frage muss die abstrakte KlÃ¤rungsfÃ¤higkeit, das heiÃ�t die Ã¼ber den Einzelfall
hinaus-gehende Bedeutung und die konkrete KlÃ¤rungsfÃ¤higkeit, das heiÃ�t die
Entscheidungserheblichkeit der Rechtsfrage, hinzutreten (vgl. dazu BSG, Urteil vom
14. Juni 1984 â�� 1 BJ 82/84 â�� SozR 1500 Â§ 160 Nr. 53 â�� juris). Die Frage, ob
eine Rechtssache im Einzelfall richtig oder unrichtig entschieden ist, verleiht ihr
noch keine grundsÃ¤tzliche Bedeutung (vgl. BSG, Beschluss vom 26. Juni 1975 â�� 
12 BJ 12/75 â�� SozR 1500 Â§ 160a Nr. 7 = juris Rdnr. 2). Hinsichtlich
Tatsachenfragen kann Ã¼ber Â§ 144 Abs. 2 Nr. 1 SGG eine KlÃ¤rung nicht verlangt
werden.

Etwaige klÃ¤rungsbedÃ¼rftige und klÃ¤rungsfÃ¤hige Rechtsfragen wurden weder
vom KlÃ¤ger dargelegt noch vermag der Senat im Ergebnis der PrÃ¼fung von Amts
wegen dem Sach- und Streitstand eine solche Frage zu entnehmen. Zwar hat der
KlÃ¤ger zwei von ihm als klÃ¤rungsbedÃ¼rftig angesehene Fragen formuliert. Beide
Rechtsfragen lassen sich aber durch Auslegung des Gesetzes eindeutig
beantworten.

(1) Die Frage, ob Â§ 44 SGB III fÃ¼r Leistungsberechtigte nach dem SGB III anders
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auszulegen ist als fÃ¼r Leistungsberechtigte nach dem SGB II, ist in Anwendung der
GrundsÃ¤tze der juristischen Methodenlehre klar mit "nein" zu beantworten.

Die FÃ¶rderung aus dem Vermittlungsbudget ist im Rechtskreis der
ArbeitsfÃ¶rderung in Â§ 44 SGB III normiert. Nach Â§ 44 Abs. 1 Satz 1 SGB III
kÃ¶nnen Ausbildungsuchende, von Arbeitslosigkeit bedrohte Arbeitsuchende und
Arbeitslose aus dem Vermittlungsbudget der Agentur fÃ¼r Arbeit bei der
Anbahnung oder Aufnahme einer versicherungspflichtigen BeschÃ¤ftigung
gefÃ¶rdert werden, wenn dies fÃ¼r die berufliche Eingliederung notwendig ist. Im
Rechtskreis der Grundsicherung fÃ¼r Arbeitsuchende ist in Â§ 16 Abs. 1 Satz 2 Nr. 2
SGB II geregelt, dass die Agentur fÃ¼r Arbeit Leistungen zur Aktivierung und
beruflichen Eingliederung nach dem Zweiten Abschnitt des Dritten Kapitels des SGB
III (Â§Â§ 44 bis 47 SGB III) erbringen kann, mithin auch eine FÃ¶rderung aus dem
Vermittlungsbudget. An die Stelle der in Â§ 16 SGB II angesprochenen Agentur fÃ¼r
Arbeit tritt im Falle einer zwischen der Bundesagentur fÃ¼r Arbeit und dem
kommunalen TrÃ¤ger vereinbarten gemeinsamen Einrichtung (vgl. Â§ 44b Abs. 1
Satz 1 SGB II) das Jobcenter (vgl. Â§ 44b Abs. 1 Satz 2 Halbsatz 1, Â§ 6d SGB II), im
Falle eines zugelassenen kommunalen TrÃ¤gers (vgl. Â§Â§ 6a ff. SGB II) dieser
TrÃ¤ger (vgl. Â§ 6b Abs. 1 SGB II). Sonderregelungen fÃ¼r die Anwendbarkeit von 
Â§ 44 SGB II im Recht der Grundsicherung fÃ¼r Arbeitsuchende gibt es nicht; auch
eine bloÃ�e entsprechende Anwendbarkeit von Â§ 44 SGB III, die auf ein
modifiziertes RegelungsverstÃ¤ndnis im SGB II hindeuten kÃ¶nnte, ist nicht
angeordnet. Vielmehr gelten gemÃ¤Ã� Â§ 16 Abs. 2 Satz 1 SGB II, soweit das SGB II
nichts Abweichendes regelt, fÃ¼r die Leistungen nach Â§ 16 Abs. 1 SGB II die
Regelungen des SGB III mit Ausnahme der VerordnungsermÃ¤chtigung nach Â§ 47
SGB III sowie der AnordnungsermÃ¤chtigungen fÃ¼r die Bundesagentur und mit der
MaÃ�gabe, dass an die Stelle des Arbeitslosengeldes das Arbeitslosengeld II tritt.

Die von der KlÃ¤gerbevollmÃ¤chtigten formulierte Rechtsfrage zielt aber, wie sich
aus der BeschwerdebegrÃ¼ndung ergibt, im Kern auch nicht auf die Auslegung der
Tatbestandselemente des Â§ 44 SGB III. Vielmehr hat sie die Handhabung des
Ermessensspielraumes, den der Gesetzgeber der zustÃ¤ndigen BehÃ¶rde
eingerÃ¤umt hat, im Blick. DiesbezÃ¼glich ist zweierlei zu beachten. Zum einen ist
Adressat der Befugnis, eine Ermessensentscheidung treffen zu dÃ¼rfen, die
Agentur fÃ¼r Arbeit. Dies bedeutet, dass bereits im Recht der ArbeitsfÃ¶rderung
verschiedene Agenturen fÃ¼r Arbeit verschiedene ermessenslenkende Weisungen
erlassen kÃ¶nnen. Zum anderen kann in eine ermessenslenkende Weisung unter
anderem auch einflieÃ�en, dass zwar sowohl im Recht der ArbeitsfÃ¶rderung als
auch im Recht der Grundsicherung fÃ¼r Arbeitsuchenden in bestimmten FÃ¤llen ein
FÃ¶rderbedarf bei der Anbahnung oder Aufnahme einer versicherungspflichtigen
BeschÃ¤ftigung in bestimmter Weise und bestimmtem Umfang bestehen kann, dass
aber im Recht der Grundsicherung fÃ¼r Arbeitsuchenden stets auch ein
gesteigerter FÃ¶rderbedarf bestehen kann, der sich daraus ergibt, dass eine
Leistungsberechtigung nach dem SGB II zwingend eine HilfebedÃ¼rftigkeit im Sinne
von Â§ 7 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3, Â§ 9 SGB II voraussetzt.

(2) Nicht klÃ¤rungsbedÃ¼rftig ist auch die weitere vom KlÃ¤ger aufgeworfene
Frage, "ob Familienheimfahrten auch fÃ¼r alleinstehende Anspruchsberechtigte

                               6 / 8

https://dejure.org/gesetze/SGB_III/44.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_III/44.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_II/16.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_II/16.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_III/44.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_III/47.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_II/16.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_II/44b.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_II/44b.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_II/44b.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_II/6d.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_II/6a.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_II/6b.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_II/44.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_III/44.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_II/16.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_II/16.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_III/47.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_III/47.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_III/44.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_II/7.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_II/9.html


 

nach Â§ 44 SGB III notwendig sein kÃ¶nnen." Die Frage ist klar mit "ja" zu
beantworten.

Nach der Rechtsprechung des Bundessozialgerichtes zu den MobilitÃ¤tshilfen im
Sinne von Â§ 53 SGB III in der bis zum 31. Dezember 2008 geltenden Fassung setzt
der Begriff der "Notwendigkeit" zum einen voraus, dass der Zweck der FÃ¶rderung
durch die Leistung der Agentur fÃ¼r Arbeit erreicht werden kann (vgl. BSG, Urteil
vom 4. MÃ¤rz 2009 â�� B 11 AL 50/07 R â�� SozR 4-4300 Â§ 53 Nr. 2 = juris Rdnr.
14), die Leistung mithin geeignet ist. Zum anderen enthÃ¤lt der Begriff ein Element
der Unverzichtbarkeit im Sinne einer "engen KausalitÃ¤t". Die Bewilligung der
Leistung muss die einzige MÃ¶glichkeit der FÃ¶rderung der
BeschÃ¤ftigungsaufnahme darstellen (vgl. BSG, Urteil vom 4. MÃ¤rz 2009, a. a. O.,
Rdnr. 14).

Hiervon ausgehend sind Sachverhaltskonstellationen denkbar, in denen der
Arbeitslose in einer Ã�bergangszeit nach Aufnahme der auswÃ¤rtigen TÃ¤tigkeit
noch eine oder mehrere derartige Fahrten unternehmen muss, und dies nach Lage
des Einzelfalls fÃ¼r die berufliche Eingliederung als notwendig anzusehen ist.
Familienheimfahrten sind Fahrten zwischen dem BeschÃ¤ftigungsort und dem Ort,
an dem der BeschÃ¤ftigte seinen eigenen Hausstand fÃ¼hrt. Ob die Fahrten
notwendig sind, hat der LeistungstrÃ¤ger unter BerÃ¼cksichtigung der UmstÃ¤nde
des Einzelfalls zu klÃ¤ren. Der Begriff der "Notwendigkeit" ist ein unbestimmter
Rechtsbegriff, dessen Auslegung gerichtlich voll Ã¼berprÃ¼fbar (vgl. LSG Berlin-
Brandenburg, Urteil vom 5. Oktober 2016 â�� L 18 AL 39/15 â�� juris Rdnr. 20;
Hassel, in: Brand/DÃ¼e/Hassel/Karmanski/KÃ¼hl, SGB III [8. Aufl., 2018], Â§ 44
Rdnr. 20). Dass der Betreffende "alleinstehend" ist, wÃ¼rde bei Vorliegen der
sonstigen Voraussetzungen dem Anspruch nicht notwendigerweise im Wege stehen.
Dies schon deshalb nicht, weil "alleinstehend" auch der Arbeitnehmer ist, der mit
einer LebensgefÃ¤hrtin oder einem LebensgefÃ¤hrten zusammenlebt (vgl. BFH,
Urteil vom 5. Oktober 1994 â�� VI R 62/90 â�� NJW 1995, 982 ff. = juris Rdnr. 8 ff.;
BFH, Beschluss vom 2. Dezember 2009 â�� VI B 124/08 â�� juris Rdnr. 12).

b) Auch der von Amts wegen zu prÃ¼fende Zulassungsgrund der Divergenz im
Sinne des Â§ 144 Abs. 2 Nr. 2 SGG liegt nicht vor. Dieser Zulassungsgrund liegt nur
dann vor, wenn das Urteil des Sozialgerichts entscheidungstragend auf einem
abstrakten Rechtssatz beruht, der von dem zur gleichen Rechtsfrage aufgestellten
Rechtssatz in einer Entscheidung eines der im Â§ 144 Abs. 2 Nr. 2 SGG genannten
Gerichte abweicht (vgl. BSG, Beschluss vom 29. November 1989 â�� 7 BAr 130/88
â�� SozR 1500 Â§ 160a Nr. 67 = juris Rdnr. 7; BSG, Beschluss vom 19. Juli 2012 â��
B 1 KR 65/11 B â�� SozR 4-1500 Â§ 160a Nr. 32 = juris Rdnr. 21, m. w. N.; Leitherer,
a. a. O., Â§ 160 Rdnr. 13). Eine solche Abweichung hat die Klagepartei weder
behauptet, noch ist sie ersichtlich.

c) SchlieÃ�lich ist auch der Zulassungsgrund des Â§ 144 Abs. 2 Nr. 3 SGG nicht
gegeben. Ein Verfahrensmangel ist ein VerstoÃ� gegen eine Vorschrift, die das
sozialgerichtliche Verfahren regelt. Er bezieht sich begrifflich auf das prozessuale
Vorgehen des Gerichts auf dem Weg zum Urteil, nicht aber auf dessen sachlichen
Inhalt, das heiÃ�t seine Richtigkeit (vgl. Leitherer, a. a. O., Â§ 144 Rdnr. 32 ff.). Die
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Zulassung der Berufung aufgrund eines Verfahrensmangels erfordert, dass dieser
Mangel nicht nur vorliegt, sondern â�� anders als die ZulassungsgrÃ¼nde der
grundsÃ¤tzlichen Bedeutung und der Divergenz â�� auch geltend gemacht wird
(vgl. Â§ 144 Abs. 2 Nr. 3 SGG). Daran fehlt es hier.

3. Die Kostenentscheidung folgt aus einer entsprechenden Anwendung des Â§ 193
Abs. 1 SGG.

4. Die Entscheidung ist unanfechtbar (vgl. Â§ 177 SGG).

Erstellt am: 25.08.2020

Zuletzt verändert am: 23.12.2024
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